
 

 

 

            
     

         
 

In Kooperation mit Innotax GmbH 
Steuerberatungsgesellschaft 

Aktuelle Steuer-Information 

07/2016 
 

Steuertermine August 2016 

16.08. Grundsteuer** 

Gewerbesteuer** 

10.08. Umsatzsteuer 

Lohnsteuer* 

Solidaritätszuschlag* 

Kirchenlohnsteuer ev. und r.kath.* 

Zahlungsschonfrist: bis zum 15.08. bzw. 19.08.2016. Diese Schonfristen gelten nicht bei 

Barzahlungen und Zahlungen per Scheck. [* bei monatlicher Abführung für Juli 2016; ** 
Vierteljahresrate an die Gemeinde] 

Information für: - 

zum Thema: - 

 

Ehegatten und Lebenspartner: Zusammenveranlagung ist meist günstiger als 

Einzelveranlagung 

Unverheiratete Paare werden vom deutschen Fiskus wie zwei Singles besteuert - unabhängig 

von der Frage, wie lange sie schon zusammenleben oder wie viele gemeinsame Kinder sie 

bereits haben. Mangels Trauschein wird für beide eine Einzelveranlagung durchgeführt, bei 
der jeder Partner sein Einkommen einzeln versteuern muss. 

Wer hingegen verheiratet oder verpartnert ist, kann beim Finanzamt die Zusammenver-

anlagung wählen, so dass ein Paar steuerlich wie eine Person behandelt wird. In diesen 

Fällen kommt das günstige Ehegattensplitting zur Anwendung: Das Finanzamt zählt das 

Jahreseinkommen beider Partner zusammen, halbiert den Betrag und berechnet für diese 

Hälfte die Einkommensteuer. Die errechnete Steuer wird anschließend verdoppelt und für 
das Ehepaar festgesetzt. 

Hinweis: In der Regel zahlen Ehepaare mit dem Ehegattensplitting weniger Steuern als bei 

Einzelveranlagung, denn durch das Splittingverfahren werden Nachteile abgemildert, die der 
progressive Einkommensteuertarif mit sich bringt. 
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Insbesondere Paare mit unterschiedlich hohen Verdiensten können viel Steuern sparen. 

Beispiel: Herr Mustermann verdiente in 2015 insgesamt 45.000 EUR im Jahr, Frau 

Mustermann aufgrund einer Teilzeittätigkeit hingegen nur 15.000 EUR. Beantragen die 

Eheleute eine Einzelveranlagung, muss Herr Mustermann knapp 10.780 EUR und Frau 

Mustermann gut 1.320 EUR Einkommensteuer zahlen (insgesamt also 12.100 EUR). 

Beantragen sie eine Zusammenveranlagung, müssen sie aufgrund des Splittingtarifs über 
1.000 EUR weniger Steuern zahlen. 

Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts aus 2013 kann das 

Ehegattensplitting auch von eingetragenen Lebenspartnern beansprucht werden. Der 

Splittingtarif kann von ihnen sogar noch rückwirkend für Altjahre ab 2001 beansprucht 

werden, sofern die Einkommensteuerfestsetzungen für diese Jahre noch nicht 
bestandskräftig sind. 

Information für: alle 

zum Thema: Einkommensteuer 

 

Erhöhung der Altersbezüge: 160.000 Rentner müssen erstmals Steuern zahlen 

Zum 01.07.2016 steigen die Renten um 5,95 % im Osten und 4,25 % im Westen. Dieses 

kräftige Plus hat zur Folge, dass bundesweit 160.000 Rentner erstmals steuerpflichtig 

werden - das geht aus einer Antwort des Bundesfinanzministeriums (BMF) auf eine Anfrage 
des Linken-Abgebordneten Axel Troost hervor. 

Allein infolge der Rentenerhöhung rechnet das BMF mit Steuermehreinnahmen von 720 

Mio. EUR (in 2017) bzw. 730 Mio. EUR (in 2018). Im Jahr 2017 sollen dann insgesamt 4,4 
Mio. Rentenempfänger steuerpflichtig sein - ungefähr jeder fünfte der rund 20 Mio. Rentner. 

Der Deutsche Steuerberaterverband (DStV) weist in einer aktuellen Pressemitteilung darauf 

hin, dass Rentner in 2016 erst ab einem zu versteuernden Einkommen von mehr als 8.652 

EUR pro Jahr (Grundfreibetrag bei Ledigen) steuerpflichtig werden. Dies bedeutet jedoch 

nicht, dass ab einer Bruttorente in dieser Höhe direkt ein Steuerzugriff erfolgt, denn 

zunächst einmal muss von der Bruttorente ein individueller Rentenfreibetrag abgezogen 
werden, der sich nach dem Jahr des Renteneintritts richtet. 

Hinweis: Wer in 2016 verrentet wird, kann 28 % seiner ersten vollen Jahresrente steuerfrei 
beziehen. Bei Rentenbeginn in 2017 verringert sich der steuerfreie Teil auf 26 %. 

Vom verbleibenden steuerpflichtigen Teil der Rente dürfen zudem noch verschiedene 

Kostenpositionen wie Sonderausgaben, außergewöhnliche Belastungen und Löhne von 

haushaltsnahen Dienstleistern abgezogen werden. Nach Berechnungen des DStV kommt es 

typischerweise bei folgenden Bruttorentenbezügen zu einer Besteuerung der 
Alterseinkünfte (Näherungswerte):    
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Bruttorente lediger Rentner 

in EUR  

Rentenbeginn seit 

2005  

Rentenbeginn seit 

2010  

Rentenbeginn seit 

2015  

Ost  18.265  16.072  14.514  

West  19.299  16.627  14.585  

  

Information für: alle 

zum Thema: Einkommensteuer 

 

Innergemeinschaftliche Lieferung: Lückenhafte und nichtvorhandene Speditionsbelege 

führen zur Steuerpflicht 

Die Frage der Nachweise für eine innergemeinschaftliche Lieferung ist ein dauerhaftes 

Streitthema zwischen den Unternehmen und der Finanzverwaltung. Der Bundesfinanzhof 

(BFH) hat dazu in einem Fall aus der Kfz-Branche Stellung genommen. In dem Streitfall hatte 

der Kläger angeblich drei Fahrzeuge als steuerfreie innergemeinschaftliche Lieferung nach 
Spanien verkauft.  

Bei den Nachweisen war der Händler allerdings nachlässig gewesen: Bei zwei Fahrzeugen 

bemängelte das Finanzamt, dass keine Speditionserklärungen vorlagen. Bei einem weiteren 
Pkw gab es zwar eine Speditionserklärung, jedoch war diese lückenhaft ausgefüllt. 

Der BFH hat dem Finanzamt recht gegeben. Die lückenhaften bzw. nichtvorhandenen 

Speditionsbelege führen auch seiner Ansicht nach zur Steuerpflicht der Lieferungen. Streitig 

war außerdem, ob das Finanzgericht in der ersten Instanz weiter zu den 

Speditionserklärungen hätte ermitteln müssen. Dies hat der BFH jedoch verneint. Die 
Beweislast liegt beim Kläger.  

Auch die Frage, ob die gelieferten Fahrzeuge in Spanien zum Straßenverkehr zugelassen 

wurden, ist für den Nachweis einer steuerfreien innergemeinschaftlichen Lieferung 

unerheblich. Die Zulassung eines Fahrzeugs im Ausland reicht hier nicht als Nachweis aus. 

Denn der Lieferant muss belegen, dass das Fahrzeug im Zuge seiner Lieferung ins Ausland 

gelangt ist - und die Zulassung beweist lediglich, dass das Fahrzeug (irgendwie) ins Ausland 
gekommen ist.  

Information für: Unternehmer 

zum Thema: Umsatzsteuer 

 

Zuordnungswahlrecht: Bei gemischt genutzten Gegenständen muss die 10-%-Grenze 

erreicht sein 

Das Umsatzsteuerrecht sieht bei Gegenständen, die sowohl unternehmerisch als auch privat 

genutzt werden, ein Wahlrecht vor: Der Unternehmer kann entscheiden, ob er den 

Gegenstand ganz, gar nicht oder nur im Umfang der unternehmerischen Nutzung seinem 
Unternehmensvermögen zuordnen möchte (Zuordnungswahlrecht). 
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Beispiel: Unternehmer U kauft einen neuen PC für 1.190 EUR. Er möchte den Computer 

sowohl unternehmerisch als auch privat nutzen. Er geht davon aus, dass er ihn zu ca. 70 % 
unternehmerisch nutzen wird. 

U kann sich entscheiden: Ordnet er den PC vollständig seinem Unternehmensvermögen zu, 

kann er den vollen Vorsteuerabzug von 190 EUR geltend machen. Unterlässt er die 

Zuordnung, kann er gar keinen Vorsteuerabzug beanspruchen. Ordnet er den Rechner 

lediglich entsprechend seiner voraussichtlichen unternehmerischen Nutzung zu, kann er 70 

% der Vorsteuer abziehen. Stellt sich allerdings später heraus, dass er den Computer doch zu 

mehr als 70 % unternehmerisch nutzt, ist der darüber hinausgehende Vorsteuerabzug 
verloren. 

In der Praxis ist es daher sinnvoll, einen gemischt genutzten Gegenstand voll dem 
Unternehmensvermögen zuzuordnen, damit keine Vorsteuer verlorengeht. 

Das Zuordnungswahlrecht hat allerdings Grenzen. Wird ein Gegenstand zu weniger als 10 % 

unternehmerisch genutzt, kann überhaupt keine Vorsteuer abgezogen werden. Ein 

Vorsteuerabzug ist dann auch für die anteilige unternehmerische Nutzung ausgeschlossen. 

Dies hat der Bundesfinanzhof erst kürzlich wieder bestätigt. In dem Streitfall war das 
besonders ärgerlich, da es um hohe Vorsteuerbeträge aus dem Bau eines Gebäudes ging. 

Information für: Unternehmer 

zum Thema: Umsatzsteuer 

 

Irreführende Schreiben: BZSt warnt vor kostenpflichtigen Angeboten zur ID-Nummern-

Registrierung 

Deutschlandweit erhalten Unternehmer momentan amtlich aussehende Schreiben, in denen 

ihnen eine kostenpflichtige Registrierung, Erfassung und Veröffentlichung von 

Umsatzsteuer-Identifikationsnummern (USt-ID-Nummern) angeboten wird. Das 

Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) weist aktuell darauf hin, dass diese Schreiben weder 

vom BZSt noch von anderen amtlichen Stellen stammen. Die Vergabe von USt-ID-Nummern 
erfolgt durch das BZSt stets kostenfrei. 

Hinweis: Eine USt-ID-Nummer ist für Unternehmer mit grenzüberschreitenden 

Lieferbeziehungen erforderlich, die beispielsweise Waren in das übrige Gemeinschaftsgebiet 

liefern oder Lieferungen im Rahmen von innergemeinschaftlichen Dreiecksgeschäften 
ausführen. 

Das BZSt weist auf seiner Internetseite darauf hin, dass Unternehmer die USt-ID-Nummer 

bei einer Firmenneugründung direkt bei ihrem zuständigen Finanzamt beantragen können. 

Dies geschieht durch Ankreuzen eines entsprechenden Feldes im "Fragebogen zur 

steuerlichen Erfassung", den der Neugründer zur Anzeige seiner geschäftlichen Aktivitäten 

ohnehin einreichen muss. Daneben besteht für Unternehmer die Möglichkeit, eine USt-ID-

Nummer über die Internetseiten des BZSt oder schriftlich anzufordern. In keinem Fall 
entstehen dafür jedoch Gebühren. 
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Hinweis: Vorsicht ist also vor Schreiben geboten, die eine Veröffentlichung von Firmendaten 

wie USt-ID-Nummern anbieten und durch Aktenzeichen und Paragraphennennungen einen 

behördlichen Eindruck erwecken. Im Kleingedruckten finden sich häufig Hinweise zu 

"Veröffentlichungsbeträgen" oder "Eintragungsgebühren", die mehrere hundert Euro pro 

Jahr betragen können. Wer sich auf ein solches Angebot eingelassen hat, sollte Zahlungen 
zurückhalten und sofort anwaltlichen Rat suchen. 

Information für: Unternehmer 

zum Thema: Umsatzsteuer 

 

Kampf gegen Steuerhinterziehung: NRW-Finanzverwaltung gibt Datensätze an europäische 

Staaten weiter 

Die Luft für Steuerhinterzieher wird auch im europäischen Ausland dünner: Nachdem die 

deutschen Finanzbehörden in der Vergangenheit zahlreiche Steuer-CDs mit Kundendaten 

ausländischer Banken angekauft und damit Steuerhinterzieher aus Deutschland aufgespürt 

hatten, stellt die Finanzverwaltung NRW ihre Datensätze nun mehr als 20 europäischen 

Staaten zur Verfügung. Über das Bundeszentralamt für Steuern wurden Informationen zu 

ausländischen Kontoinhabern einer Schweizer Bank an die zuständigen Behörden 

weitergeleitet. "Wenn Steuerhinterzieher sich internationaler Kanäle bedienen, müssen die 

Steuerfahndungen ebenfalls grenzüberschreitend zusammenarbeiten", begründete NRW-
Finanzminister Norbert Walter-Borjans diesen Schritt. 

Nach Angaben des Finanzministeriums NRW beziehen sich die Daten auf Privatleute und 

Unternehmen mit Guthaben von insgesamt bis zu 101 Mrd. Schweizer Franken (rund 93 

Mrd. EUR). Die ordnungsgemäße Versteuerung dieser Gelder muss nun von den 
ausländischen Staaten geprüft werden. 

Hinweis: Anleger mit schwarzen Auslandskonten geraten durch die Ankäufe von Datensätzen 

und den grenzüberschreitenden Informationsaustausch weiter unter Druck. Wer sich 

angesichts des gestiegenen Entdeckungsrisikos den Finanzbehörden offenbaren will, kann 

dies über eine strafbefreiende Selbstanzeige tun. Der Bundesfinanzhof hat kürzlich allerdings 

entschieden, dass diese Brücke in die Straffreiheit versperrt sein kann, wenn der Anleger 

aufgrund einer ausführlichen Medienberichterstattung über den Ankauf von Daten seiner 

Bank wusste und daher mit der Tatentdeckung rechnen musste. Je intensiver die 

Berichterstattung ausfällt, desto ungewisser ist also, ob der Anleger später tatsächlich 
straffrei bleibt. 

Information für: alle 

zum Thema: übrige Steuerarten 
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Diese aktuelle Steuerinformation erhalten Sie als Service von Ihrem Steuerberater.  

Für weitere Fragen stehen wir Ihnen selbstverständlich gerne zur Verfügung. 

Ihr Steuerberater Michael Koch & Team 

 

 

Dipl.-Finanzwirt 
MICHAEL KOCH 

Steuerberater 

                                
                                                                                                       

                                                                                                 In Kooperation mit Innotax GmbH 

Steuerberatungsgesellschaft 

 

UFERWEG 40-42 • 63571 GELNHAUSEN 

Telefon: 0 60 51 / 605991-0 • Telefax: 0 60 51 / 605991-99 

e-mail: Info@mkk-steuer.de  www.gelnhausen-steuerberater.de 

 


